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Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

Haushaltssatzung der Gemeinde Oetzen  
für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund § 112  Niedersächsisches Kommunalverfassungs-
gesetz (NKomVG) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat 
der Gemeinde Oetzen in seiner Sitzung am 27.11.2018 folgende 
Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wird 

1. Im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
	
1.1	der ordentlichen Erträge auf � 1.071.100,00 €
1.2	der ordentlichen Aufwendungen auf � 1.004.400,00 €

1.3	der außerordentlichen Erträge auf � 0,00 €
1.4	der außerordentlichen Aufwendungen auf � 0,00 €

2. Im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	
2.1	der Einzahlungen auf � 1.191.200,00 €
2.2	der Auszahlungen auf � 1.122.400,00 €
festgesetzt; von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen 

2.1.1 �auf Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
� 986.700,00 €
2.2.1 auf Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
� 872.900,00 €

2.1.2 	 auf Einzahlungen für Investitionen � 204.500,00 €
2.2.2 	 auf Auszahlungen für Investitionen� 244.000,00 €

2.1.3 	 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit� 0,00 €
2.2.3 	 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit� 5.500,00 €

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächti-
gung) wird auf 0,00 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen entfallen. 

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2019 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf  164.000,00 € festgesetzt. 

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2019 wie folgt festgesetzt:

1. 	 Grundsteuer 
	 1.1	� Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  

(Grundsteuer A)� 410 v.H.
	 1.2	 Für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 410 v.H.
2. 	 Gewerbesteuer � 410 v.H.

Oetzen, den 28.11.2018

(Rätzmann)
Gemeindedirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die Haushaltssatzung 2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
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Eine Genehmigung der Haushaltssatzung durch die Aufsichtsbe-
hörde ist nicht erforderlich.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
14.01.2019 bis zum 22.01.2019 zur öffentlichen Einsicht im Rat-
haus in Rosche, im Zimmer 1.15,  während der allgemeinen Öff-
nungszeiten aus.

Oetzen, den 27.12.2018

(Rätzmann)
Gemeindedirektor

Bekanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 41 
„Ortskern Bienenbüttel – Teilneufassung und  

Erweiterung Lindenstraße“ der Gemeinde Bienenbüttel

Der Rat der Gemeinde Bienenbüttel hat in seiner Sitzung am 06. 
Dezember 2018 den Bebauungsplan Nr. 41 „Ortskern Bienenbüt-
tel –Teilneufassung und Erweiterung Lindenstraße  als Satzung 
und die Begründung beschlossen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im nachfolgenden 
Kartenauszug durch eine schwarze, unterbrochene Linie kennt-
lich gemacht worden.

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan 
Nr. 41  „Ortskern Bienenbüttel –Teilneufassung und Erweiterung 
Lindenstraße“  gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. 

Der Bebauungsplan Nr. 41 „Ortskern Bienenbüttel –Teilneu-
fassung und Erweiterung Lindenstraße  einschließlich der Be-
gründung kann von jedermann bei der Gemeinde Bienenbüttel, 
Bauamt, Marktplatz 1, 29553 Bienenbüttel, während der Dienst-
stunden (Mo., Do., Fr. 08:00 – 12:00 Uhr, Di 07:00 - 12:00 Uhr, Mi. 
geschlossen, Do. 15:00 – 18:30 Uhr; andere Termine nach Ver-
einbarung)  eingesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt 
des Bebauungsplanes Auskunft erhalten. 
Darüber hinaus sind die Unterlagen auf der Internetseite der Ge-
meinde Bienenbüttel, www.bienenbuettel.de unter der Rubrik 
„Verwaltung & Politik/Öffentliche Bekanntmachungen/Down-
loads“, bereit gestellt. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung der in § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
ein nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des 

Abwägungsvorgangs dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung schriftlich ge-
genüber der Gemeinde Bienenbüttel geltend gemacht werden. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beacht-
lich sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen 
soll, ist darzulegen.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
des BauGB über die Entschädigung von durch die Satzung ein-
getretenen Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen.

Bienenbüttel, den 07.01.2019

Gemeinde Bienenbüttel

In Vertretung
gez. Heitmann
(Heitmann)

Satzung für die Freiwillige Feuerwehr  
der Gemeinde Bienenbüttel

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 48), des § 29 des 
Niedersächsischen Gesetzes über den Brandschutz und die Hil-
feleistungen der Feuerwehren (NBrandSchG) in der Fassung vom 
18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 21. September 2017 (Nds. GVBl. S. 297), 
der §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 
121), hat der Rat der Gemeinde Bienenbüttel in seiner Sitzung am 
06.12.2018  folgende Satzung beschlossen:

Funktionsbezeichnungen, die in männlicher Form bezeichnet 
sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweiligen zu-
treffenden weiblichen oder männlichen Sprechform verwendet.

§ 1 
Organisation und Aufgaben

(1)	 Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Gemein-
de Bienenbüttel. Sie besteht aus den zur Sicherstellung des 
Brandschutzes und der Hilfeleistung unterhaltenen Ortsfeu-
erwehren Bargdorf, Beverbeck, Bienenbüttel, Edendorf, Eit-
zen I, Hohenbostel, Hohnstorf, Rieste, Varendorf-Bornsen 
und Wichmannsburg.

	 Die Ortsfeuerwehren Bienenbüttel und Hohenbostel sind als 
Stützpunktfeuerwehren (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 FwVO) eingerichtet. 
Die Ortsfeuerwehren Bargdorf, Beverbeck, Edendorf, Eitzen 
I, Hohnstorf, Rieste, Varendorf-Bornsen und Wichmannsburg 
sind Grundausstattungsfeuerwehren.

§ 2 
Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1)	 Die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde wird von dem Ge-
meindebrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 1 NBrand-
SchG). Im Verhinderungsfalle erfolgt die Vertretung in allen 
Dienstangelegenheiten durch den stellvertretenden Gemein-
debrandmeister. Er ist im Dienst Vorgesetzter der Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehr. Es können 2 stellvertretende Ge-
meindebrandmeister ernannt werden.

(2)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Gemeinde er-
lassene „Dienstanweisung für Gemeinde- und Ortsbrandmei-
ster der Freiwilligen Feuerwehr“ zu beachten.

§ 3 
Leitung der Ortsfeuerwehr

(1)	 Die Ortsfeuerwehr wird von dem Ortsbrandmeister geleitet  
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(§ 20 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG). Im Verhinderungsfall er-
folgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten durch den 
stellvertretenden Ortsbrandmeister. Er ist im Dienst Vorge-
setzter der Mitglieder der Ortsfeuerwehr. Es können 2 stell-
vertretende Ortsbrandmeister ernannt werden.

(2)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Gemeinde er-
lassene „Dienstanweisung für Gemeinde- und Ortsbrandmei-
ster der Freiwilligen Feuerwehr“ zu beachten.

§ 4 
Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten

(1)	 Der Ortsbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der Ein-
satzabteilung der Ortsfeuerwehr nach deren Anhörung die 
entsprechend der Wehrgliederung erforderlichen Führer und 
deren  Stellvertreter der taktischen Feuerwehreinheiten für 
die Dauer von 3 Jahren.

(2)	 Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im Dienst 
Vorgesetzte der Angehörigen ihrer jeweiligen taktischen Ein-
heit.

(3)	 Ortsbrandmeister können die Führungskräfte nach Maßgabe 
des § 8 Abs. 7 der Verordnung über den Eintritt in den Dienst, 
die Gliederung nach Dienstgraden und die Übertragung von 
Funktionen bei den Freiwilligen Feuerwehren im Land Nie-
dersachsen (FwVO) abberufen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die 
Führungskräfte

	 a)	 die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feu-
erwehr geschädigt haben,

	 b)	 die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Ver-
halten erheblich gestört haben

		  oder
	 c)	 die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können. 

Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die An-
gehörigen der jeweiligen taktischen Einheit der Ortsfeu-
erwehr und die betroffene Führungskraft anzuhören. Den 
abberufenen Führungskräften wird der bisherige Dienst-
grad belassen. Der Gemeindebrandmeister ist über die 
beabsichtigten Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu un-
terrichten.

§ 5 
Gemeindekommando

(1)	 Das Gemeindekommando unterstützt den Gemeindebrand-
meister. Dabei obliegen dem Gemeindekommando insbe-
sondere folgende Aufgaben :

	 a)	  Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz 
der Freiwilligen Feuerwehr     innerhalb der Gemeinde und 
zur Leistung von Nachbarschaftshilfe,

	 b)	 Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an Anlagen, Mit-
teln einschl. Sonderlöschmitteln und Geräten und tech-
nischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung und die 
Durchführung von Hilfeleistungen,

	 c) 	Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages 
der Gemeinde für den Bereich 	 „Freiwillige Feuer-
wehr“ bzw. „ Brandschutz“,

	 d)	 Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm- und 
Einsatzplänen und Plänen für die Löschwasserversorgung 
sowie deren laufende Ergänzung,

	 e)	 Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs,
	 f)	 Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der 

Freiwilligen Feuerwehr sowie 	 Beratung bei deren 
Entsendung zu Lehrgängen,

	 g)	 Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übun-
gen,

	 h)	 Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvor-
schriften und sonstiger Sicherheitsbestimmungen,

	 i)	 Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfs-
planung,

	 j) 	 Mitwirkung bei der Erledigung von Aufgaben nach § 2 Abs. 
4 Nr. 3 NBrandSchG.

(2)	 Das Gemeindekommando besteht aus
	 a)	 dem Gemeindebrandmeister als Leiterin oder Leiter,
	 b)	 den stellvertretenden Gemeindebrandmeistern, den Orts-

brandmeistern sowie den   stellvertretenden Ortsbrand-
meistern als Beisitzern Kraft  Amtes, 

	 c)	 dem Gemeindejugendfeuerwehrwart, dem Schriftwart des 
Gemeindekommandos und dem Gemeindesicherheitsbe-
auftragten als Beisitzer.

(3)	 Die Beisitzer nach Absatz 2 Buchstabe c werden auf Vorschlag 
der in  Absatz 2 Buchstabe a und b genannten Gemeinde-
kommandomitglieder von dem Gemeindebrandmeister aus 
den Angehörigen der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuer-
wehr für die Dauer von 3 Jahren bestellt. 

	 Die Träger anderer Funktionen können als weitere stimmbe-
rechtigte Beisitzer für die Dauer von 3 Jahren bzw. für die 
Dauer ihrer Amtszeit in das Gemeindekommando aufgenom-
men werden. Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1.

(4)	 Der Gemeindebrandmeister kann weitere Mitglieder der Feu-
erwehr oder sachkundige Personen zu Sitzungen des Ge-
meindekommandos hinzuziehen.  Diese haben kein Stimm-
recht.

	 Die Gemeindeverwaltung soll grundsätzlich bei den Sit-
zungen des Gemeindekommandos	 vertreten sein.

(5)	 Der Gemeindebrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 2 
Buchstabe c und die Trägerinnen und Träger anderer Funk-
tionen nach Absatz 3 bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
nach Anhörung des Gemeindekommandos vorzeitig abberu-
fen.

(6)	 Das Gemeindekommando wird von dem Gemeindebrand-
meister bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit 
1-wöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung 
einberufen. Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen an-
gemessen verkürzt werden. Das Gemeindekommando ist 
einzuberufen, wenn die Gemeinde oder mehr als die Hälfte 
der Gemeindekommandomitglieder dies unter Angabe des 
Grundes verlangen.

(7)	 Das Gemeindekommando ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Ladung mehr als die Hälfte seiner Mit-
glieder anwesend ist.

	 Sofern in den Ortswehren mit Grundausstattung  zwei  Stell-
vertretende Ortsbrandmeister ernannt sind, dürfen diese  
Ortswehren nur zwei Stimmen abgeben.

(8)	 Beschlüsse des Gemeindekommandos werden mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit 
gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend 
davon wird, wenn ein Mitglied des Gemeindekommandos es 
verlangt, schriftlich	 abgestimmt.

(9)	 Über jede Sitzung des Gemeindekommandos ist eine Nieder-
schrift zu fertigen, die von dem Gemeindebrandmeister und 
einem weiteren Mitglied des Gemeindekommandos (Schrift-
wart) zu unterzeichnen ist.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Gemeinde zuzulei-
ten.

§ 6 
Ortskommando

(1)	 Das Ortskommando unterstützt den Ortsbrandmeister. Dem 
Ortskommando obliegen auf der Ortsebene die in § 5 Abs. 1, 
Buchstabe a, b, d, e, f, g,h und i aufgeführten Aufgaben.

(2)	 Das Ortskommando entscheidet über die Aufnahme von 
Mitgliedern in die Feuerwehr, über die Auf- bzw. Übernahme 
eines Mitgliedes in eine andere Abteilung der Ortsfeuerwehr 
sowie über den Ausschluss eines Mitgliedes (§ 17).

(3)	 Das Ortskommando besteht aus:
	 a)	 dem Ortsbrandmeister als Leiterin oder Leiter,
	 b) 	den stellvertretenden Ortsbrandmeistern,
	 c)	 den Führern taktischer Feuerwehreinheiten (§ 4) als Beisit-

zerinnen  oder Beisitzer Kraft Amtes,
	 d)	 dem Kinder bzw. Jugendfeuerwehrwart, dem Schriftwart, 

dem Gerätewart und dem Sicherheitsbeauftragten als be-
stellte Beisitzer.

		  Die Beisitzer nach Absatz 3 Buchstabe c und d werden 
von dem Ortsbrandmeister aus den Angehörigen der Ein-
satzabteilung der Ortsfeuerwehr auf Vorschlag der Mit-
gliederversammlung für die Dauer von 3 Jahren 	
bestellt. Trägerinnen und Träger anderer Funktionen kön-
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nen als weitere stimmberechtigte Beisitzer für die Dauer 
von 3 Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Orts-
kommando aufgenommen werden. § 5 Absatz 3, Satz 1 
gilt entsprechend.

		  Der Ortsbrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 3, 
Buchstabe c und d und Träger anderer Funktionen, bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes nach Anhörung der 
Mitgliederversammlung vorzeitig abberufen.

(4)	 Der Ortsrandmeister kann weitere Mitglieder der Feuerwehr 
oder sachkundige Personen zu Sitzungen des Gemeinde-
kommandos hinzuziehen.  Diese haben kein Stimmrecht.

(5) 	 Das Ortskommando wird von dem Ortsbrandmeister bei Be-
darf, mindestens jedoch zweimal im Jahr mit einwöchiger La-
dungsfrist unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die 
Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt 
werden. 

	 Das Ortskommando ist einzuberufen, wenn der Gemeinde-
brandmeister oder mehr als die Hälfte der Ortskommando-
mitglieder dies unter Angabe des Grundes verlangen. Der 
Gemeindebrandmeister kann an allen Sitzungen des Orts-
kommandos mit beratender Stimme teilnehmen. Für Be-
schlüsse des Ortskommandos gelten § 5 Abs. 7 und 8 ent-
sprechend.

(6)	 Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die von dem Ortsbrandmeister und einem weite-
ren Mitglied des Ortskommandos (Schriftwart) zu unterzeich-
nen ist. Auf Verlangen ist die Niederschrift der Gemeinde und 
dem Gemeindebrandmeister zuzuleiten.

§ 7 
Mitgliederversammlung

(1)	 Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegen-
heiten der Ortsfeuerwehr, für die nicht der Gemeindebrand-
meister, der Ortsbrandmeister, das Gemeindekommando 
oder das Ortskommando im Rahmen dieser Satzung oder 
anderer Vorschriften zuständig sind. Insbesondere obliegen 
ihr

	 a)	 die Entgegennahme des Jahresberichts (Tätigkeitsbe-
richts),

	 b)	 die Entgegennahme des Berichtes über die Dienstbetei-
ligung,

	 c)	 die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitglie-
dern.

(2)	 Die Mitgliederversammlung wird  auf Ortsfeuerwehrebene 
von dem Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch 
einmal im Jahr, einberufen. Sie ist einzuberufen, wenn die 
Gemeinde oder ein Drittel der aktiven Mitglieder der Orts-
feuerwehr dies unter Angabe des Grundes verlangen. Ort 
und Zeit der Mitgliederversammlung sind mindestens zwei 
Wochen ortsüblich unter Mitteilung der Tagesordnung be-
kannt zu geben. An der Mitgliederversammlung soll jeder 
Angehörige der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr teilneh-
men. Angehörige anderer Abteilungen können teilnehmen.

(3)	 Die Mitgliederversammlung wird von dem Ortsbrandmei-
ster geleitet; sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälf-
te der stimmberechtigten Mitglieder (Abs. 4) anwesend ist. 

	 Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen 
unter Einhaltung der Ladungsfrist eine neue Mitgliederver-
sammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, 
die unabhängig von der Zahl der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder beschlussfähig ist. Auf die Beschluss-
fähigkeit der erneuten Mitgliederversammlung ist in der Ein-
ladung hinzuweisen.

(4)	 Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die 
nicht übertragen werden kann (stimmberechtigtes Mitglied). 
Angehörige anderer Abteilungen haben beratende Stimme.

(5)	 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder gefasst; Stimmengleichheit 
gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend 
davon wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es ver-
langt, eine schriftliche Abstimmung durchgeführt.

(6)	 Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von dem Ortsbrandmeister und dem Schrift-

wart zu unterzeichnen ist. Eine Ausfertigung der Nieder-
schrift ist auf Verlangen dem Gemeindebrandmeister sowie 
der Gemeinde zuzuleiten.

§ 8 
Verfahren bei Vorschlägen

(1)	 Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren 
Besetzung durch die Mitgliederversammlung erfolgt, wird 
schriftlich abgestimmt. Auf Antrag ist geheim abzustimmen. 
Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn niemand wider-
spricht, durch Zuruf abgestimmt. Vorgeschlagen ist, wer 
die Mehrheit der Stimmen erhält.

(2)	 Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Ab-
stimmung statt, durch die das Mitglied vorgeschlagen ist, 
für das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von dem je-
weiligen Leiter des Verfahrens zu ziehen ist.

(3)	 Über den der Gemeinde nach § 20 Abs. 4 NBrandSchG 
abzugebenden Vorschlag der in das Ehrenbeamtenverhält-
nis zu berufenden Führungskräfte (Gemeindebrandmeister, 
Ortsbrandmeister sowie deren Stellvertreter) wird schriftlich 
abgestimmt. Wird bei mehr als zwei Bewerbern im ersten 
Abstimmungsgang nicht die für den Vorschlag nach § 20 
Abs. 5NBrandSchG erforderliche Mehrheit erreicht, so ist 
eine Stichabstimmung zwischen den beiden Bewerbern, 
auf die die meisten Stimmen entfallen sind, durchzuführen. 
Wird die erforderliche Mehrheit wiederum nicht erreicht, 
können am gleichen Tage erneute Abstimmungen durchge-
führt werden.

§ 9 
Angehörige der Einsatzabteilung

(1)	 Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohner 
der Gemeinde können Angehörige der Einsatzabteilung 
der Freiwilligen Feuerwehr werden. Das Mindestalter sowie 
das Höchstalter der Angehörigen der Einsatzabteilung  wird 
nach den jeweils gültigen Regelungen im NBrandSchG be-
stimmt. Bei Minderjährigen ist die schriftliche Einwilligung 
der Erziehungsberechtigten erforderlich. Angehöriger der 
Einsatzabteilung kann  auch werden, wer der Einsatzabtei-
lung der Freiwilligen Feuerwehr einer  anderen Gemeinde 
angehört und regelmäßig für Einsätze zur Verfügung  steht 
(Doppelmitglied § 12 Abs. 2 NBrandSchG).

(2) 	 Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz  
zuständige Ortsfeuerwehr zu richten. Anträge von Doppel-
mitgliedern sind an die Ortsfeuerwehr zu richten, in deren 
Bereich die regelmäßige Teilnahme an Einsätzen erfolgen 
soll. Die Gemeinde kann ein Führungszeugnis und ein ärzt-
liches Zeugnis über den Gesundheitszustand der Bewerbe-
rinnen und Bewerber anfordern. Sie trägt die Kosten.

(3)	 Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das 
Ortskommando (§ 6 Abs. 2).Der Ortsbrandmeister hat die 
Gemeinde über den Gemeindebrandmeister vor der Be-
kanntgabe der Entscheidung über den Aufnahmeantrag zu 
unterrichten, soweit die Gemeinde darauf nicht generell ver-
zichtet hat.

(4) 	 Aufgenommene Bewerber werden von dem Ortsbrandmei-
ster als Feuerwehrfrau - Anwärterin oder Feuerwehrmann - 
Anwärter auf eine Probedienstzeit von einem Jahr verpflich-
tet. Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die bereits aktive 
Mitglieder einer anderen Feuerwehr waren oder Mitglieder 
einer Jugendfeuerwehr sind, ist die Verordnung über die 
kommunalen Feuerwehren  (Feuerwehrverordnung-FwVO) 
in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 

(5)	 Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten 
im Dienst beschließt das Ortskommando über die Bewäh-
rung in der Probezeit (§ 7 Abs.2 FwVO). Bei der endgültigen 
Aufnahme ist folgende schriftliche Erklärung abzugeben:

	 „Ich verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als 
Mitglied der Freiwilligen Feuerwehr pünktlich und gewis-
senhaft zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten.“

	 Die schriftliche Verpflichtung ist vom Mitglied der Freiwilligen 
Feuerwehr und dem Ortsbrandmeister zu unterzeichnen.  
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(6)	 Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich bei 
Angehörigen der Einsatzabteilung nach ihrem Wohnsitz. In 
Einzelfällen kann das Gemeindekommando eine hiervon ab-
weichende Regelung treffen.

(7)	 Der Ortsbrandmeister kann Angehörige der Altersabteilung,	
die die Voraussetzungen des § 12 Abs. 6 NBrandSchG er-
füllen, an Übungsdiensten der Ortswehr teilnehmen lassen. 
Diese Wehrmitglieder können im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen auch zu Einsätzen herangezogen werden, 
wenn sie am Übungsbetrieb regelmäßig teilnehmen. Bei 
Alarmierung über Funkmeldeempfänger sind diese Einsatz-
kräfte gesondert zu alarmieren. Bei Alarmierung über Sirene 
gelten diese Einsatzkräfte als herangezogen.

§ 10 
Angehörige der Altersabteilung

(1)	 Mit dem Erreichen der im NBrandSchG festgelegten Alters-
grenze sind Angehörige der Einsatzabteilung in die Altersab-
teilung zu übernehmen.

(2)	 Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag 
oder auf Beschluss des Ortskommandos in die Altersabtei-
lung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der Ein-
satzabteilung auf Dauer nicht mehr ausüben können.

(3)	 Angehörige der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Ver-
anstaltungen Dienstkleidung tragen.

(4)	 Angehörige der Altersabteilung können mit ihrem Einver-
ständnis zu Diensten außerhalb des Übungs- und Einsatz-
dienstes herangezogen werden.

(5)	 Auf Antrag können Mitglieder der Altersabteilung im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften wieder in die Einsatzabteilung 
aufgenommen werden.

§ 11  
Mitglieder der Kinder- und Jugendfeuerwehren

(1)	 Kinder- und Jugendfeuerwehren können in jeder Ortsfeuer-
wehr eingerichtet werden.

	 Die Einrichtung einer Kinder- und/oder Jugendfeuerwehr be-
darf der Zustimmung der Gemeinde.

(2)	 Kinder aus der Gemeinde können nach Vollendung des 6., 
aber noch nicht des 12. Lebensjahres Mitglied in der Kin-
derfeuerwehr werden, wenn die schriftliche Einwilligung der 
Erziehungsberechtigten vorliegt.

(3)	 Jugendliche aus der Gemeinde können nach Vollendung 
des 10., aber noch nicht des 18.Lebensjahres Mitglied in der 
Jugendfeuerwehr werden, wenn die schriftliche Einwilligung 
der Erziehungsberechtigten vorliegt.

(4)	 Über die Aufnahme in die Kinder- oder Jugendfeuerwehr 
entscheidet das Ortskommando auf Vorschlag der Kinder- 
oder Jugendfeuerwehr.

(5)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben sind die „Grundsätze über 
die Organisation der Kinder- und Jugendfeuerwehr der Frei-
willigen Feuerwehr der Gemeinde Bienenbüttel“ zu beach-
ten.	

§ 12 
Angehörige der Musikabteilung

(1)	 Musikabteilungen können eingerichtet werden. Die Einrich-
tung einer Musikabteilung bedarf der Zustimmung der Ge-
meinde.

(2)	 Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung ist an besondere Vo-
raussetzungen nicht gebunden.Die Angehörigen der Musi-
kabteilung müssen ihren Wohnsitz nicht in der Gemeinde 
haben. Sie müssen keinen Einsatzdienst leisten.

(3)	 Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.

§ 13 
Angehörige der Ehrenabteilung

Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohner der Gemeinde, die 
sich besondere Verdienste um den kommunalen Brandschutz 
und die Hilfeleistung erworben haben, können auf Vorschlag des 
Ortskommandos nach Anhörung der Gemeinde und des Ge-
meindebrandmeisters durch die Mitgliederversammlung zu Eh-
renmitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden.

§ 14 
Fördernde Mitglieder

Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; über die 
Aufnahme entscheidet das Ortskommando.

§ 15 
Rechte und Pflichten

(1)	 Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflichtet,  die 
ihnen übertragenen Aufgaben gewissenhaft auszuführen. Sie 
haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufgaben 
der Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. Ange-
hörige der Einsatzabteilung, die aus persönlichen Gründen 
vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz- und Ausbil-
dungsdienst verhindert sind, können auf Antrag durch den 
Ortsbrandmeister befristet beurlaubt werden. Während der 
Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte und Pflichten als 
Angehöriger der Einsatzabteilung.

(2)	 Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen 
an dem für sie vorgesehenen Übungsdienst und sonstigen 
Veranstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der 
Aufgaben der Kinder- und Jugendfeuerwehr gegebenen An-
ordnungen zu befolgen.

(3)	 Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleglich und 
schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher und grob fahrläs-
siger Beschädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungsge-
genständen sowie von Geräten kann die Gemeinde den Er-
satz des entstandenen Schadens verlangen. Dienstkleidung 
darf außerhalb des Dienstes nicht getragen werden.

(4)	 Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den ge-
setzlichen Bestimmungen unfallversichert. Jedes Mitglied ist 
verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuerweh-
ren“ zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so 
ist dies unverzüglich über die Ortsfeuerwehr der Gemeinde 
zu melden. Dies gilt auch für Erkrankungen, die erkennbar auf 
den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind.

(5)	 Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehr-
dienstes ein Schaden an seinem privaten Eigentum entstan-
den ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend.

§ 16 
Verleihung von Dienstgraden

(1)	 Dienstgrade dürfen an Angehörige der Einsatzabteilung nur 
unter Beachtung der §§ 8 ff FwVO verliehen werden.

(2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeuer-
wehr bis zum Dienstgrad „Erste Hauptfeuerwehrfrau oder 
Erster Hauptfeuerwehrmann“ vollzieht der Ortsbrandmeister 
auf Vorschlag des Ortskommandos Verleihungen ab Dienst-
grad „Löschmeisterin oder Löschmeister“ vollzieht der Ge-
meindebrandmeister auf Vorschlag des Ortskommandos und 
bedarf der Zustimmung des Gemeindebrandmeisters. 

	 Die Verleihung eines Dienstgrades an Funktionsträger der 
Gemeindefeuerwehr vollzieht der Gemeindebrandmeister.

§ 17 
Beendigung der Mitgliedschaft

(1)	 Die Mitgliedschaft endet durch:
	 a)	 Austrittserklärung
	 b)	 Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Beklei-

dung öffentlicher Ämter verloren wurde
	 c)	 Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr
	 d)	 Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufent-

haltes in der Gemeinde bei Angehörigen der Einsatzab-
teilung

	 e)	 Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei Doppelmit-
gliedern

	 f)	 Ausschluss
(2) 	 Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die 

Mitglieder der Kinderfeuerwehr darüber hinaus
	 a)	 mit der Auflösung der Kinderfeuerwehr
	 b)	 mit der nach Vollendung des zehnten Lebensjahres mög-

lichen Übernahme als Mitglied der Jugendfeuerwehr, 
spätestens jedoch mit Vollendung des 12. Lebensjahres.
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(3) 	 Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die 
Mitglieder der Jugendfeuerwehr über Absatz 1 hinaus

	 a)	 mit der Auflösung der Jugendfeuerwehr
	 b)	 mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres 	

möglichen Übernahme als Angehöriger der Einsatzabtei-
lung, spätestens jedoch mit Vollendung des 18. Lebens-
jahres.

(4)	 Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit einer 
Frist von einem Monat zum Vierteljahresende erfolgen; der 
Austritt ist gegenüber der Ortsfeuerwehr spätestens einen 
Monat vor dem Vierteljahresende schriftlich zu erklären.

(5)	 Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabtei-
lung zu entlassen, wenn sie sich in der Probezeit nicht be-
währen oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. Sie 
können in eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
übernommen werden, wenn sie die Voraussetzungen für 
eine Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen.

(6)	 Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwil-
ligen Feuerwehr ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann 
vor, wenn ein Mitglied :

	 a)	 wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und 
Ausbildungsdienst verletzt

	 b)	 wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht 
befolgt

	 c)	 die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein 
Verhalten erheblich stört

	 d)	 das Ansehen der Feuerwehr geschädigt hat
	 e)	 rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem 

Jahr verurteilt worden ist
	 f)	 innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch 

Äußerungen oder tatsächliche Handlungen zu erkennen 
gibt, dass er die freiheitlich demokratische Grundordnung

		 nicht anerkennt.
(7)	 Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus 

der Freiwilligen Feuerwehr beschließt das Ortskommando. 
Das Verwaltungsverfahren wird durch die Gemeinde ge-
führt.

	 Vor der Entscheidung über den Ausschluss aus der Frei-
willigen Feuerwehr ist dem Gemeindekommando und dem 
Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die 
Ausschlussverfügung wird von der Gemeinde erlassen.

(8)	 Angehörige der Einsatzabteilung und Mitglieder der Kinder- 
oder Jugendfeuerwehr können, wenn gegen sie ein Aus-
schlussverfahren eingeleitet wurde, von dem Ortsbrandmei-
ster bis zur Entscheidung über den Ausschluss suspendiert 
werden.

(9)	 Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehörigen der 
Einsatzabteilung hat die Ortsfeuerwehr über den Gemeinde-
brandmeister der Gemeinde schriftlich anzuzeigen.

(10)	Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwil-
ligen Feuerwehr sind innerhalb einer Woche Dienstkleidung, 
Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle son-
stigen zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegen-
stände bei der Ortsfeuerwehr bzw. Gemeindefeuerwehr ab-
zugeben. Die Ortsfeuerwehr bestätigt dem ausscheidenden 
Mitglied den Empfang der zurückgegebenen Gegenstände 
und händigt ihm eine Bescheinigung über die Dauer der Mit-
gliedschaft und den Dienstgrad aus.

(11)	Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegen-
stände nach Absatz 10, Satz 1 von dem ausgeschiedenen 
Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückge-
geben, kann die Gemeinde den Ersatz des entstandenen 
Schadens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungskosten ver-
langen.

§ 18 
Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung ganz oder teilweise 
unwirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit verlieren, so wird 
hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt 
werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gelten die ge-
setzlichen Vorschriften.

§ 19 
Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt am 01.01.2019  in Kraft.
(2)	 Zum gleichen Zeitpunkt tritt die „Satzung für die Freiwillige 

Feuerwehr der Gemeinde Bienenbüttel“ vom 29. Februar 
1997, zuletzt geändert am 16. März 2004, außer Kraft.

Bienenbüttel, den 06.12.2018

Gez. Dr. Franke
Bürgermeister  

Satzung der Gemeinde Bienenbüttel  
über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und 

Sachleistungen der Feuerwehr außerhalb der  
unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben  

(Feuerwehrgebührensatzung)

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 2010 
(Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26. Oktober 2016 (Nds. GVBl. S. 226), des § 29 des Nie-
dersächsischen Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfelei-
stungen der Feuerwehren (NBrandSchG) in der Fassung vom 18. 
Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 2 des  
Gesetzes vom 21. September 2017 (Nds. GVBl. S. 297), der §§ 
2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 121), 
hat der Rat der Gemeinde Bienenbüttel in seiner Sitzung am 
06.12.2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1  
Allgemeines

1.	 Für Einsätze und Leistungen der Feuerwehr außerhalb der un-
entgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben werden Gebühren 
nach § 29 Abs. 2 und 5 NBrandSchG nach Maßgabe dieser 
Satzung erhoben. Die öffentliche Einrichtung Feuerwehr der 
Gemeinde Bienenbüttel wird durch die Feuerwehrsatzung in 
der jeweils gültigen Fassung festgelegt.

§ 2  
Gebührenpflichtige Einsätze und Leistungen der Feuerwehr

(1)	 Nach § 29 Abs. 2 Nr. 1 - 7 NBrandSchG werden Gebühren 
und Auslagen von den Verpflichteten erhoben 

	 1.	 für Einsätze nach § 29 Absatz 1 NBrandSchG,
		  a) �die verursacht worden sind durch vorsätzliches oder 

grob fahrlässiges Handeln oder
		  b) �bei denen eine Gefährdungshaftung besteht, insbeson-

dere
	 aa) �durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen oder von 

Anhängern, die dazu bestimmt sind, von einem 
Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, von Luft- oder 
Wasserfahrzeugen oder von Schienenbahnen, au-
ßer in Fällen höherer Gewalt, oder

	 bb) �durch die Beförderung von oder den sonstigen Um-
gang mit Gefahrstoffen für gewerbliche oder militä-
rische Zwecke, außer in Fällen höherer Gewalt,

	 2.	 für Einsätze, die von einem in einem Kraftfahrzeug ein-
gebauten System zur Absetzung eines automatischen 
Notrufes oder zur automatischen Übertragung einer Not-
fallmeldung verursacht wurden und bei denen weder ein 
Brand oder ein Naturereignis vorgelegen hat noch eine 
Hilfeleistung zur Rettung eines Menschen aus akuter Le-
bensgefahr notwendig war,

	 3.	 für Einsätze, die durch das Auslösen einer Brandmeldean-
lage verursacht wurden, ohne dass ein Brand vorgelegen 
hat,

	 4.	 für die Stellung einer Brandsicherheitswache (§ 26 
NBrandSchG),

	 5.	 Nachbarschaftshilfe gemäß § 2 Abs. 2 NBrandSchG
	 6.	 für andere als die in Absatz 1 genannten Einsätze, die dem 
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abwehrenden Brandschutz oder der Hilfeleistung dienen, 
und

	 7.	 für freiwillige Einsätze und Leistungen.
Zu den freiwilligen Einsätzen nach Nr. 6 gehören insbesondere:
		  a) �Beseitigung von Ölschäden und sonstigen umweltge-

fährdenden oder gefährlichen Stoffen,
		  b) Türöffnung bei Gebäuden, Wohnungen, Aufzügen etc.,
		  c) zeitweise Überlassung von Fahrzeugen,
		  d) Einfangen von Tieren
		  e) Auspumpen von Räumen, z.B. Kellern,
		  f) Mitwirkung bei Räum- und Aufräumarbeiten,
		  g) Absicherung von Gebäuden und Gebäudeteilen,
		  h) �Gestellung von Feuerwehrkräften und evtl. weiterem 

technischen Gerät in anderen Fällen.
(2)	 Soweit für Einsätze und Leistungen nach Abs. 1 Kostenersatz 

nach § 30 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG zu leisten ist, werden 
diese neben der Gebühr als Auslagen nach § 4 NKAG i.V.m. § 
13 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) 
erhoben.

§ 3  
Gebührenschuldner

(1)	 Der Gebührenschuldner bestimmt sich bei Einsätzen, die 
durch eine Brandmeldeanlage ausgelöst wurden, ohne 
dass ein Brand vorgelegen hat, nach § 29 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 NBrandSchG. Satz 1 gilt für Brandsicherheitswachen 
und Anlagenbetreiber gem. § 29 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 2 und 
3 NBrandSchG entsprechend. Im Übrigen bestimmt sich bei 
Einsätzen und Leistungen nach § 2 dieser Satzung der Ge-
bührenschuldner nach § 29 Abs. 4 Satz 2 NBrandSchG.

(2)	 Personen, die nebeneinander dieselbe Gebühr schulden, 
sind Gesamtschuldner.

§ 4  
Gebührentarif und -höhe

(1)	 Gebühren werden nach Maßgabe des als Anlage beigefügten 
Gebührentarifes erhoben. Die Anlage ist Bestandteil der Sat-
zung. Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt 
zu den im Gebührentarif festgesetzten Gebühren die Um-
satzsteuer in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten 
Höhe hinzu.

(2)	 Bei der Berechnung gilt, sofern nicht feste Beträge festgelegt 
sind, jede angefangene halbe Stunde erst ab der 5. Minute 
als halbe Stunde und volle Stunden gelten erst ab der 35. Mi-
nute als volle Stunden. Als Mindestbetrag wird die Gebühr für 
eine halbe Stunde erhoben. Maßgeblich für die Gebührenbe-
rechnung ist der Zeitraum vom Ausrücken der Feuerwehr aus 
dem Feuerwehrhaus zum Einsatz bis zum Einrücken nach 
Einsatzende und nach Abschluss von Rüst- oder Nachberei-
tungszeiten.

(3)	 Die Gebühr wird bei offensichtlich unnötig hohem Einsatz an 
Personal, Fahrzeugen und Geräten auf der Grundlage der 
für die Leistungserbringung erforderlichen Einsatzkosten be-
rechnet.

§ 5  
Entstehen der Gebührenpflicht und -schuld

(1)	 Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ausrücken der Feuer-
wehr aus dem Feuerwehrhaus bzw. mit der Überlassung der 
Geräte/ Verbrauchsmaterialien/ verbindlichen Anmeldung. 
Dies gilt auch dann, wenn nach dem Ausrücken von Feuer-
wehrkräften der Gebührenpflichtige auf die Leistung verzich-
tet oder sonstige Umstände die Leistung unmöglich machen, 
soweit die Unmöglichkeit nicht von Angehörigen der Feuer-
wehr zu vertreten ist.

(2)	 Die Gebührenschuld entsteht nach Ende der Leistung mit 
dem Einrücken der Feuerwehr in das Feuerwehrhaus und 
Rüst- oder Nachbereitungszeiten.

§ 6  
Veranlagung, Fälligkeit und Beitreibung

(1)	 Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe fällig, wenn nicht ein spä-

terer Zeitpunkt bestimmt wird.
(2)	 Abschläge auf die endgültig zu erwartende Gebührenschuld 

können im Einzelfall vor der Leistungserbringung gefordert 
werden. Die Höhe des Abschlags bemisst sich nach der im 
Einzelfall in Anspruch zu nehmenden Leistung, hilfsweise 
nach der Inanspruchnahme in vergleichbaren Fällen.

(3)	 Die Gebühr wird im Verwaltungszwangsverfahren nach dem 
Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetz voll-
streckt.

§ 7  
Billigkeitsmaßnahme

Von der Gebührenerhebung kann abgesehen werden, wenn die-
ses eine unbillige Härte darstellen würde. Die Feststellung einer 
unbilligen Härte richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen 
des NKAG.

§ 8  
Haftung

Die Gemeinde Bienenbüttel haftet nicht für Personen- und Sach-
schäden, die durch die Benutzung von zeitweise überlassenen 
Fahrzeugen entstehen, wenn und soweit die Angehörigen der 
Feuerwehr diese nicht selbst bedienen.

§ 9  
Inkrafttreten

(1)	 Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.

(2)	 Am gleichen Tage tritt die bis dahin gültige Satzung der Ge-
meinde Bienenbüttel über die Erhebung von Kostenersatz 
und Gebühren für Dienst- und Sachleistungen der Feuerwehr 
vom 01.09.2005 außer Kraft.

Hinweis nach § 10 Abs. 2 NKomVG: 
Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die im NKomVG enthalten oder aufgrund dieses Ge-
setzes erlassen worden sind, zustande gekommen, so ist die-
se Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit Verkündung der Satzung gegenüber der Kom-
mune geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vor-
schrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt, zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder 
die Verkündung der Satzung verletzt worden sind.

Bienenbüttel, den  06.12.2018

Gez. Dr. Franke
Bürgermeister  

Anlage

Gebührenverzeichnis zur „Satzung der Gemeinde Bienenbüt-
tel über die Erhebung von Gebühren für Dienst- und Sachlei-
stungen der Feuerwehr außerhalb der unentgeltlich zu erfül-
lenden Pflichtaufgaben“ vom 06.12.2018.

I. Personaleinsatz

1. je Einsatzkraft� 39,92 €/Stunde

II. Einsatz von Fahrzeugen (ohne Personal)

1. Einsatzleitwagen (ELW)� 118,13 €/Stunde
2. Mannschaftstransportwagen (MTW)� 19,50 €/Stunde
3. Löschfahrzeuge (LF/TLF)� 67,09 €/Stunde
4. Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF)� 37,96 €/Stunde
5. Gerätewagen (GW)� 225,74 €/Stunde
6. Rettungsboot (RB)� 8,53 €/Stunde

III. Fehlalarmierung

1. Fehlalarm� 671,54 €/pauschal

IV. Verbrauchsmaterialien

1. �Die Kosten für Lösch- und Bindemittel sowie sonstige Ver-
brauchsmaterialien, einschließlich anfallender Entsorgungs- 
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oder Reinigungskosten, sind in tatsächlich angefallener Höhe 
bzw. zum jeweiligen Tagespreis zzgl. 10 % Verwaltungsanteil 
zu erstatten.

2. �Dies gilt auch für Aufwendungen der Gemeinde Bienenbüttel, 
für die im Gebührenverzeichnis keine Gebühr festgelegt ist.

V. Auslagen

Einsatzbedingte Auslagen für notwendige Leistungen Dritter (z.B. 
Einsatz eines Kranes, Baggers, etc.) werden in Höhe der tatsäch-
lich entstandenen Kosten in Rechnung gestellt.

Satzung über Entschädigung für Angehörige  
der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Bienenbüttel

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung vom 17. Dezember 
2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 48), des § 29 des 
Niedersächsischen Gesetzes über den Brandschutz und die Hil-
feleistungen der Feuerwehren (NBrandSchG) in der Fassung vom 
18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 21. September 2017 (Nds. GVBl. S. 297), 
der §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds. GVBl. S. 
121), hat der Rat der Gemeinde Bienenbüttel in seiner Sitzung am 
06.12.2018 folgende Satzung beschlossen:

Funktionsbezeichnungen, die in männlicher Form bezeichnet 
sind, werden im amtlichen Sprachgebrauch in der jeweiligen zu-
treffenden weiblichen oder männlichen Sprechform verwendet

§  1

1)	 Für die Tätigkeit innerhalb der Freiwilliger Feuerwehr werden 
folgende monatliche Aufwandsentschädigungen gezahlt.

Funktion� Euro Betrag

1. Gemeindebrandmeister
Grundbetrag� 140,00

2. Stellvertretender Gemeindebrandmeister 
50% der Entschädigung des Gemeindebrandmeisters,� 70,00
sofern er gleichzeitig Ortsbrandmeister ist 25% der Entschädi-
gung des Gemeindebrandmeisters zuzüglich der Entschädigung 
für den Ortsbrandmeister.

3. Ortsbrandmeister im Stützpunkt� 75,00

4. Stellvertretender Ortsbrandmeister im Stützpunkt� 40,00

5. �Ortsbrandmeister einer Ortswehr � 55,00 
mit Grundausstattung und einem Stellvertreter 

6. Stellvertretender Ortsbrandmeister einer Ortswehr mit Grund-
ausstattung und einem Stv.� 25,00

7. Ortsbrandmeister einer Ortswehr mit  Grundausstattung� 55,00  
 und zwei Stellvertreter 

8. Stellvertretender Ortsbrandmeister einer Ortswehr mit Grund-
ausstattung und zwei Stv.� 12,50

9. Gerätewart
	 a)	 Ortswehr mit Grundausstattung� 15,00
	 b)	 Ortswehr als Stützpunkt� 30,00

10. Gemeindesicherheitsbeauftragter� 20,00

11. Gemeindejugendfeuerwehrwart� 40,00

12. 1. stv. Gemeindejugendfeuerwehrwart� 20,00

13. Ortsjugendfeuerwehrwart	�  30,00

14. 1.stv. Ortsjugendfeuerwehrwart � 10,00

15. Ortskinderfeuerwehrwart� 20,00

16. 1.stv.Ortskinderfeuerwehrwart� 10,00

17. Leiter Fachbereich (FB )Ausbildung� 30,00

18. Leiter FB Atemschutz� 30,00

19. Leiter FB Kommunikation� 30,00

20. Leiter FB Technik � 30,00

21. Leiter FB Bekleidung � 30,00

22. Leiter FB  Wettbewerb� 6,00

23. Schriftführer des Gemeindekommandos� 10,00

24. Leiter FB Öffentlichkeitsarbeit� 10,00

2)	 Mit der nach Absatz 1 gewährten Aufwandentschädigung 
sind grundsätzlich alle mit der Funktion verbundenen Ausla-
gen (einschl. Fahrt- und Reisekosten, Telefon- und Postko-
sten, Schreibmaterial usw.) abgegolten.

3)	 Die monatliche Aufwandentschädigung wird auch dann ge-
währt, wenn der Empfänger das Amt nur für einen Teil des 
Monats innehat. Führt der Empfänger einer Aufwandsent-
schädigung seine Dienstgeschäfte ununterbrochen –den Er-
holungsurlaub nicht eingerechnet- länger als 3 Monate nicht, 
so entfällt die Aufwandentschädigung für die über 3 Monate 
hinausgehende Zeit. Vom gleichen Zeitpunkt an erhält der die 
Geschäfte führende Vertreter die Aufwandsentschädigung 
des zu Vertretenden. Ruht die Ausübung der Tätigkeit, so 
wird keine Aufwandsentschädigung gezahlt. 

§  2

1)	 Den privaten Arbeitgebern wird auf Antrag das weiterge-
zahlte Arbeitsentgelt einschließlich der Beiträge zur Sozial-
versicherung und zur Bundesanstalt für Arbeit, Angestellte 
oder zur Ausbildung beschäftigt sind, erstattet. Dies bezieht 
sich auf Freistellungen, die infolge von angeordneten Übun-
gen, Einsätzen, Lehrgängen sowie Aus- und Fortbildungs-
veranstaltungen erfolgt sind. Hiervon umfasst ist auch der 
Zeitraum, der nach Ein sätzen erforderlich ist, um die Ar-
beits- oder Dienstfähigkeit des Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr wiederherzustellen. Der Anspruch auf Erstattung 
gilt ferner für Arbeitsentgelt, das während einer Arbeitsunfä-
higkeit fortgezahlt worden ist, sofern diese auf auf den Feu-
erwehrdienst zurückzuführen ist. Der Erstattungsanspruch 
besteht nur, soweit dem privaten Arbeitgeber nicht nach an-
deren gesetzlichen Bestimmungen ein Erstattungsanspruch 
gegen Dritte zusteht. Die Erstattungsansprüche sind nach-
zuweisen.

2)	 Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr, denen infolge des 
Feuerwehrdienstes Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit, 
Sozialhilfe oder sonstige Unterstützungen oder Bezüge aus 
öffentliche Mitteln entgehen, werden auf Antrag die entspre-
chenden Beträge erstattet.

3)	 In anderen Fällen als den in Abs. 1 und 2 genannten (ins-
besondere bei Selbstständigen) wird Angehörigen der Frei-
willigen Feuerwehr auf Antrag nachweislich entstandener 
Einnahmeausfall bis zu einem Höchstbetrag von 12 Euro 
je Stunde für höchstens 8 Stunden je Tag und maximal 40 
Stunden je Woche erstattet. Dies gilt bei Arbeitsunfähigkeit, 
die auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen ist, nur für die 
Dauer von höchstens sechs Wochen. Als Nachweis für einen 
Einnahmeausfall gilt auch ein Beleg für erhöhte Geschäfts-
kosten infolge notwendiger Inanspruchnahme einer Ersatz-
kraft oder Mehrarbeit von Bediensteten.
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4)	 Für die Betreuung eines kompletten Halbjahres-Ganztags-
schulangebotes „Feuerwehr“ an der Grundschule Bienenbüt-
tel steht eine jährliche Entschädigungssumme von 600 € zur 
Verfügung.

5)	 Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr werden auf Antrag 
der tatsächlich  nachgewiesene  Aufwand  für eine Kinderbe-
treuung, höchstens jedoch 10 Euro pro Stunde und für läng-
stens acht Stunden am Tag für die Betreuung von mindestens 
einem Kind unter 14 Jahren  ersetzt, soweit als notwendig 
anzusehen, wenn der Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr 
wegen des Feuerwehreinsatzs oder einer auf den Feuerwehr-
dienst zurückzuführenden Erkrankung die Betreuung nicht 
selbst im gewohnten Umfange wahrnehmen konnte.

6a)	 Sofern kein Antrag nach den Absätzen 1 bis 4 gestellt wird, 
wird für den Besuch von Lehrgängen, die über das Gemein-
dekommando zugewiesen wurden,  eine Entschädigung ge-
zahlt:

	 an der NABK von�  täglich 45,00 Euro 
	 in der FTZ in Uelzen 
	 für einen Funklehrgang � insgesamt 35,00 Euro
	 für einen Maschinistenlehrgang� insgesamt 100,00 Euro
	 für einen Atemschutzlehrgang� insgesamt 100,00 Euro
	 für einen Truppführerlehrgang� insgesamt 100,00Euro 
	 Dies gilt nicht für Kameraden des öffentlichen Dienstes (oder 

vergleichbar), die für den Lehrgang freigestellt wurden.
	 Die Entschädigungszahlung ist innerhalb von vier Wochen 

nach Abschluss des Lehrganges durch Vorlage der Teilnah-
mebescheinigung bei der Gemeindeverwaltung zu beantra-
gen.

6 b)	Lehrgänge anderer Träger können gemäß vor Lehrgangs-
beginn getroffener gesonderter Vereinbarung zwischen Ge-
meindeverwaltung und Gemeindebrandmeister  entschädigt 
werden.

§ 3 

Bei der Durchführung von durch den Bürgermeister genehmigten 
Dienstreisen außerhalb des Gemeindegebietes hat der Dienstrei-
sende Anspruch auf Reisekosten nach den Bestimmungen des 
Bundesreisekostengesetzes Stufe B.

§ 4

Für die Mitglieder der Feuerwehr, die keine Aufwandsentschädi-
gung gemäß § 1  erhalten, gelten §§ 2  und 3entsprechend.

§ 5

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung ganz oder teilweise un-
wirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit verlieren, so wird 
hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt 
werden. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gelten die ge-
setzlichen Vorschriften.

§ 6

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2019 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- 
und Auslagenentschädigung für ehrenamtlich tätige Personen 
in der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Bienenbüttel vom 
06.03.2001 außer Kraft.

Bienenbüttel, den 06.12.2018

Gez. Dr. Franke
Bürgermeister
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